Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2984 


Sachgebiet 613 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - BL 5/71 Bonn, den 21. Dezember 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Auftei- 
lung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten 
für Werkblei und Rohblei, anderes als Werkblei, der Tarif- 
stellen 78.01 A I und A II des Gemeinsamen Zolltarifs (Jahr 
1972) 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Auftei- 
lung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents 
für Rohzink der Tarif stelle 79.01 A des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs (Jahr 1972). 

Die Verordnungsentwürfe sind mit Schreiben des Herrn Präsi- 
denten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
6. Dezember 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäi- 
schen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Verordnungs- 
entwürfen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Verordnungsentwürfe 
durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Verordnungsentwürfen 
übermittelte Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Anhang A 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung von 
Gemeinschaftszollkontingenten für Werkblei und Rohblei, 
anderes als Werkblei, der Tarifstellen 78.01 A I und A II 
des Gemeinsamen Zolltarifs (Jahr 1972) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den Verordnungsentwurf der Kom- 
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erzeugung von Rohblei in der Gemeinschaft 
ist unzureichend und die Hersteller können nicht 
den gesamten Bedarf der verarbeitenden Industrien 
in der Gemeinschaft decken. 

Es erscheint daher im Interesse der Gemeinschaft, 
für eine festgesetzte Menge dieses Metalles, die 
Anwendung des autonomen Zollsatzes des Gemein- 
samen Zolltarifs für die Dauer eines Jahres aus- 
zusetzen und dabei zwischen Werkblei (Rohblei, 
mit einem Gehalt an Silber von 0,02 Gewichtshun- 
dertteilen oder mehr, zum Raffinieren) und Rohblei, 
anderes als Werkblei, zu unterscheiden. 

In Anbetracht der geringen Verpflechtung der 
Gemeinschaftsmärkte für Werkblei und Rohblei, 
anderes als Werkblei, und in Ermangelung voll- 
ständiger statistischer Angaben für diese Metall- 
qualitäten ist es nicht möglich, von früheren Anga- 
ben bei der Festsetzung der Menge und der Auftei- 
lung der Gemeinschaftszollkontingente für die ge- 
nannten Metalle auszugeben. An Hand der von den 
Mitgliedstaaten gemachten Bedarfsschätzungen stel- 
len sich die für 1972 zu eröffnenden Kontingents- 
mengen auf 155 000 Tonnen für Werkblei und auf 
60 000 Tonnen für Rohblei, anderes als Werkblei. 
Mit dieser Menge von 60 000 Tonnen wird der Tat- 
sache Rechnung getragen, daß ein gewisses Gleich- 
gewicht bei den Anrechnungsmöglichkeiten für Roh- 
blei im allgemeinen auf das Zollkontingent bewahrt 
werden muß, um einen Schutz für die Bleischmelze- 
reien in der Gemeinschaft aufrechtzuerhalten. Zu 
diesem Zweck sind nur die sich auf bestimmte Blei- 
qualitäten beschränkenden Bedarfsschätzungen eini- 
ger Mitgliedstaaten berücksichtigt worden. Daher 
ist den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu belassen, 
die Anrechnungen auf die genannte Menge von 
60 000 Tonnen nur unter bestimmten Voraussetzun- 
gen in bezug auf die Qualität und den Verwendungs- 
zweck zu genehmigen. 


Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Waren in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten genau Rechnung zu tragen, ist die Kontingents- 
menge für jede Rohbleiqualität in zwei Raten zu 
teilen, wobei die erste Rate auf die einzelnen Mit- 
gliedstaaten aufgeteilt wird und die zweite Rate 
eine Reserve bildet, aus der später der Bedarf der- 
jenigen Mitgliedstaaten gedeckt werden soll, die 
ihre ursprünglichen Quoten ausgeschöpft haben. 
Um den Importeuren jedes Mitgliedstaates eine ge- 
wisse Sicherheit zu gewährleisten, ist es angezeigt, 
die ursprünglichen Raten mit 140 050 Tonnen für 
Werkblei und mit 55 800 Tonnen für Rohblei, ande- 
res als Werkblei, festzusetzen, wobei die Restmenge, 
d. h. 14 950 Tonnen bzw. 4200 Tonnen die Reserve- 
mengen bilden. In Ermangelung eines ausreichend 
repräsentativen Bezugszeitraums lassen sich die 
ursprünglichen Beteiligungsquoten der Mitglied- 
staaten an Hand von Schätzungen und unter Berück- 
sichtigung der neuen Lage wie folgt ermitteln: 



- in Tonnen - 



Werkblei 

Rohblei, anderes 

Deutschland 

90 000 

16 670 

Benelux 

26 000 

22 000 

Frankreich 

50 

460 

Italien 

24 000 

16 670 

Insgesamt 

140 050 

55 800 


Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den; um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der eine seiner ursprünglichen Quoten 
fast ganz ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätz- 
lichen Quote auf die entsprechende Reserve vor- 
nehmen. Diese Ziehung muß jeder Mitgliedstaat 
vornehmen, wenn jede seiner zusätzlichen Quoten 
fast ganz ausgenutzt ist, und soweit noch Reserve- 
mengen vorhanden sind. Die ursprünglichen und zu- 
sätzlichen Quoten müssen bis zum Ende des Kontin- 
gentszeitraums gelten. Diese Art der Verwaltung 
erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission, die vor allem 
die Möglichkeit haben muß, den Stand der Aus- 
schöpfung der Kontingentsmengen zu verfolgen und 
die Mitgliedstaaten darüber zu unterrichten. 
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Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge von einer der ursprünglichen 
Quoten vorhanden, so muß dieser Staat einen we- 
sentlichen Teil davon auf die entsprechende Re- 
serve übertragen, um zu verhindern, daß ein Teil 
der einen oder anderen Kontingentsmenge in einem 
Mitgliedstaat nicht ausgenutzt wird, während sie in 
anderen verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammen- 
geschlossen haben und durch diese bei der Auftei- 
lung des betreffenden Zollkontingents vertreten 
werden, kann jede Maßnahme im Zusammenhang 
mit der Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion 
zugeteilten Quoten durch eines ihrer Mitglieder 
vorgenommen werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1972 werden die Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs für Rohblei der Tarif- 
stellen 78.01 A I und A II im Rahmen von Gemein- 
schaftszollkontingenten vollständig ausgesetzt, die 
sich wie folgt zusammensetzen: 

a) 155 000 Tonnen für Rohblei, mit einem Gehalt an 
Silber von. 0,02 Gewichtshundertteilen oder mehr, 
zum Raffinieren (Werkblei); 

b) 60 000 Tonnen für Rohblei, anderes als Werkblei. 


Artikel 2 

1. Von den in Absatz 1 genannten Kontingents- 
mengen wird eine erste Rate, die bei Werkblei 
140 050 Tonnen und bei Rohblei, anderes als Werk- 
blei 55 800 Tonnen beträgt, auf die Mitgliedstaaten 
aufgeteilt; die Quoten, die vorbehaltlich Artikel 5 
bis zum 31. Dezember 1972 gelten, belaufen sich für 
die Mitgliedstaaten auf folgende Mengen: 

a) Rohblei, mit einem Gehalt an Silber von 0,02 
Gewichtshundertteilen oder mehr, zum Raffinie- 
ren (Werkblei): 

Deutschland 90 000 Tonnen, 

Benelux 26 000 Tonnen, 

Frankreich 50 Tonnen, 

Italien 24 000 Tonnen; 

b) Rohblei, anderes: 

Deutschland 16 670 Tonnen, 

Benelux 22 000 Tonnen, 

Frankreich 460 Tonnen, 

Italien 16 670 Tonnen. 


2. Die zweiten Raten, die sich auf 14 950 Tonnen 
bzw. 4200 Tonnen belaufen, bilden die Gemein- 
schaftsreserven. 

Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat eine seiner gemäß Arti- 
kel 2 Absatz 1 festgesetzten ursprünglichen Quoten - 
oder bei Anwendung des Artikels 5 die gleiche Quo- 
te abzüglich der auf die Reserve übertragenen 
Menge - zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
er unverzüglich durch Mitteilung an die Kommission 
die Ziehung einer zweiten Quote in Höhe von 
10 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, soweit die 
Reservemenge ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der jeweiligen ursprüng- 
lichen Quote die zweite von einem Mitgliedstaat 
gezogene Quote zu 90 v, H. oder mehr ausgenutzt, 
so nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch 
Mitteilung an die Kommission die Ziehung einer 
dritten Quote in Höhe von 5 v. H. seiner ursprüng- 
lichen Quote vor, soweit die Reservemenge aus- 
reicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der jeweiligen zweiten 
Quote die dritte von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. und mehr ausgenutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung 
einer vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. 
Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Erschöp- 
fung der Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1, 2 und 3 
kann ein Mitgliedstaat Ziehungen geringerer Quo- 
ten als in diesen Absätzen vorgesehen vornehmen, 
wenn Grund zur Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden könnten. Er unterrichtet die 
Kommission über die Gründe, die ihn veranlaßt 
haben, die Bestimmungen dieses Absatzes anzuwen- 
den. 

Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1972. 


Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat die eine oder andere seiner 
ursprünglichen Quoten am 15. Oktober 1972 nicht 
ausgeschöpft, so überträgt er von der nicht ausge- 
nutzten Menge den Teil, der 20 v. H. seiner ur- 
sprünglichen Quote übersteigt, spätestens am 31. 
Oktober 1972 auf die Reserve. Er kann eine größere 
Menge übertragen, wenn Grund zu der Annahme 
besteht, daß die betreffende Menge nicht ausgenutzt 
werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 31. Oktober 1972 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Waren mit, die sie bis 
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zum 15. Oktober 1972 einschließlich durchgeführt 
und auf jedes der Gemeinschaftszollkontingente an- 
gerechnet haben, sowie gegebenenfalls den Teil 
ihrer ursprünglichen Quoten, den sie auf die ent- 
sprechende Reserve übertragen. 


Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten können die Möglichkeit zur 
Anrechnung ihrer Quoten für Rohblei, anderes als 
Werkblei, auf bestimmte Qualitäten oder Verwen- 
dungszwecke dieses Bleis beschränken. 


Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
staaten über den Stand der Ausschöpfung der Re- 
serven, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. November 1972 über die Menge der Reserven 
nach den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten 
Übertragungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die einzel- 
nen Reserven ausgeschöpft werden, auf die verfüg- 
bare Restmenge beschränkt bleibt, und gibt zu die- 
sem Zweck dem Mitgliedstaat, der diese letzte Zie- 
hung vornimmt, den Restbetrag an. 


Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Vorkehrungen, um durch die Eröffnung der gemäß 


Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten die fort- 
laufenden Anrechnungen auf ihren kumulierten 
Anteil an den Gemeinschaftszollkontingenten zu 
ermöglichen. Sie garantieren allen in ihrem Gebiet 
ansässigen Importeuren freien Zugang zu den ihnen 
zugeteilten Quoten. 

2. Die Mitgliedstaaten verwalten die ihnen zuge- 
teilten Quoten im Kontingentsscheinverfahren. 

Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der einzel- 
nen Mitgliedstaaten wird an Hand der Einfuhren 
der betreffenden Waren festgestellt, die zur Zoll- 
abfertigung mit einer Anmeldung zum freien Ver- 
kehr gestellt werden. 


A r t i k e 1 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines 
Gemeinschaftszollkontingentes für Rohzink der Tarifstelle 
79.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs (Jahr 1972) 


Anhang B 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den Verordnungsentwurf der Kom- 
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erzeugung von Rohzink in der Gemeinschaft 
ist unzureichend, und die Hersteller können nicht 
den gesamten Bedarf der verarbeitenden Industrien 
in der Gemeinschaft decken. 

Es erscheint daher im Interesse der Gemeinschaft, 
für eine festgesetzte Menge dieses Metalles, die 
Anwendung des autonomen Zollsatzes des Gemein- 
samen Zolltarifs auf die Dauer eines Jahres auszu- 
setzen. 

In Anbetracht der geringen Verpflechtungen der 
Gemeinschaftsmärkte für Rohzink erscheint es nicht 
möglich, von früheren Unterlagen auszugehen, um 
die Menge und die Aufteilung des Gemeinschafts- 
zollkontingents für dieses Metall festzusetzen. An 
Hand der von den Mitgliedstaaten gemachten Be- 
darf sschätzungen stellt sich die für 1972 zu eröff- 
nende Kontingentsmenge auf 25 000 Tonnen für 
Rohzink. Mit dieser Menge wird dem Erfordernis 
Rechnung getragen, daß das Zollkontingent eine 
angemessene Höhe, mit der ein Schutz der Zink- 
produktion in der Gemeinschaft aufrechterhalten 
werden kann, nicht überschreiten darf. Zu diesem 
Zweck sind nur die sich auf bestimmte Zinkquali- 
täten beschränkenden Bedarfsschätzungen einiger 
Mitgliedstaaten berücksichtigt worden. Daher ist 
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu belassen, 
die Anschreibungen auf die genannte Menge nur 
unter bestimmten Voraussetzungen in bezug auf die 
Qualität und den Verwendungszweck zu genehmi- 
gen. 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Waren in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten genau Rechnung zu tragen, ist die Kontingents- 
menge von 25 000 Tonnen in zwei Raten zu teilen, 
wobei die erste Rate auf die Mitgliedstaaten aufge- 
teilt wird und die zweite Rate eine Reserve bildet, 
aus der später der Bedarf derjenigen Mitgliedstaa- 
ten gedeckt werden soll, die ihre ursprüngliche Quo- 
te ausgeschöpft haben. Um den Importeuren jedes 


Mitgliedstaates eine gewisse Sicherheit zu gewähr- 
leisten, ist es angezeigt, die ursprüngliche Rate auf 
22 000 Tonnen festzusetzen, wobei die Restmenge, 
d. h. 3000 Tonnen, die Reserve bildet. In Ermange- 
lung eines ausreichend repräsentativen Bezugszeit- 
raums lassen sich die ursprünglichen prozentualen 
Beteiligungsquoten der Mitgliedstaaten an Hand 


von Schätzungen und unter 
neuen Lage wie folgt ermitteln: 

Berücksichtigung 

Deutschland 

53,34, 

Benelux 

31,66, 

Frankreich 

1,66, 

Italien 

13,34. 


Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast ganz 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die entsprechende Reserve vornehmen. Diese 
Ziehung muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn 
seine einzelnen zusätzlichen Quoten fast ganz aus- 
genutzt sind und soweit noch eine Reservemenge 
vorhanden ist. Die ursprünglichen und zusätzlichen 
Quoten müssen bis zum Ende des Kontingentszeit- 
raums gelten. Diese Art der Verwaltung erfordert 
eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten und der Kommission, die vor allem die Mög- 
lichkeit haben muß, den Stand der Ausschöpfung der 
Kontingentsmenge zu verfolgen und die Mitglied- 
staaten darüber zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen wesentlichen Teil davon auf die Reserve 
übertragen, um zu verhindern, daß ein Teil des 
Gemeinschaftszollkontingents in einem Mitglied- 
staat nicht ausgenutzt wird, während er in anderen 
Mitgliedstaaten verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammen- 
geschlossen haben und durch diese bei der Auftei- 
lung des betreffenden Zollkontingents vertreten wer- 
den, kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit 
der Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zuge- 
teilten Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorge- 
nommen werden - 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 4 


Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1972 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Rohzink der Tarifstelle 
79.01 A im Rahmen eines Gemeinschaftszollkontin- 
gents von 25 000 Tonnen vollständig ausgesetzt. 


Artikel 2 


1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate von 22 000 Tonnen auf die Mitglied- 
staaten auf geteilt; die Quoten, die vorbehaltlich 
der Bestimmung des Artikels 5 bis zum 31. Dezem- 
ber 1972 gelten, belaufen sich für die Mitgliedstaa- 
ten auf folgende Mengen: 


Deutschland 

Benelux 

Frankreich 

Italien 


11 735 Tonnen, 
6 965 Tonnen, 
365 Tonnen, 
2 935 Tonnen. 


2. Die zweite Rate in Höhe von 3000 Tonnen bildet 
die Reserve. 


Artikel 3 

1 . Hat ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 
Absatz 1 festgesetzte ursprüngliche Quote - oder 
bei Anwendung des Artikels 5 die gleiche Quote 
abzüglich der auf die Reserve übertragenen Menge - 
zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt er un- 
verzüglich durch Mitteilung an die Kommission die 
Ziehung einer zweiten Quote in Höhe von 10 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote vor, soweit die Reser- 
vemenge ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 5 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 v. H. und mehr ausgenutzt, so nimmt dieser Mit- 
gliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer vier- 
ten Quote in Höhe der dritten Quote vor. Dieses 
Verfahren wird sinngemäß bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 


Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1972. 


Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. Oktober 1972 nicht ausgeschöpft, so über- 
trägt er von der nicht ausgenutzten Menge den Teil, 
der 20 v. H. seiner ursprünglichen Quote übersteigt, 
spätestens am 31. Oktober 1972 auf die Reserve. 
Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens, am 31. Oktober 1972 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die sie bis 
zum 15. Oktober 1972 einschließlich durchgeführt 
und auf das Gemeinschaftszollkontingent angerech- 
net haben, sowie gegebenenfalls den Teil ihrer 
ursprünglichen Quote, den sie auf die entsprechende 
Reserve übertragen. 


Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten können die Möglichkeit zur 
Anrechnung ihrer Quoten auf bestimmte Qualitäten 
oder Verwendungszwecke des Rohzinks beschrän- 
ken. 


Artikel 7 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
staaten über den Stand der Ausschöpfung der Reser- 
ve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. November 1972 über die Menge der Reserve 
nach den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten 
Übertragungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reserve 
ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
den Restbetrag an. 


Artikel 8 


4. In Abweichung von den Absätzen 1, 2 und 3 
kann ein Mitgliedstaat Ziehungen geringerer Quo- 
ten als in diesen Absätzen vorgesehen vornehmen, 
wenn Grund zur Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden können. Er unterrichtet die 
Kommission über die Gründe, die ihn veranlaßt ha- 
ben, die Bestimmungen dieses Absatzes anzuwen- 
den. 


1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Vorkehrungen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten die fort- 
laufenden Anrechnungen auf ihren kumulierten An- 
teil an dem Gemeinschaftszollkontingent zu ermög- 
lichen. Sie garantieren allen in ihrem Gebiet ansäs- 
sigen Importeuren freien Zugang zu den ihnen zu- 
geteilten Quoten. 
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2. Die Mitgliedstaaten verwalten die ihnen zuge- 
teilten Quoten im Kontingentsscheinverfahren. 

3. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der Einfuhren der be- 
treffenden Waren festgestellt, die zur Zollabferti- 
gung mit einer Anmeldung zum freien Verkehr ge- 
stellt werden. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. In den Verhandlungen mit den Ländern, die 
ihren Beitritt zu den Gemeinschaften beantragt 
haben, konnte eine Gesamtlösung für die Pro- 
bleme Blei und Zink gefunden werden. Diese 
Lösung, die für die durch das Protokoll Nr. XV 
der Liste G begünstigten Mitgliedstaaten einen 
Verzicht auf ihre Rechte mit sich bringt, läßt sich 
wie folgt zusammenfassen: 

Für Werkblei: 

a) Namentliche Aufführung dieses Metalls im 
Gemeinsamen Zolltarif durch Schaffung einer 
neuen Tarifstelle in der Tarifnummer 78.01 ; 

b) Umwandlung des gegenwärtigen spezifischen 
Zollsatzes von 1,32 RE/100 kg in einen Wert- 
zoll von 4,5 °/o 1 ); 

c) für das Jahr 1971 bis zum Inkrafttreten einer 
unbegrenzten vollständigen Aussetzung des 
Zollsatzes, Eröffnung eines zollfreien Gemein- 
schaftszollkontingents in Höhe der Summe 
der von den interessierten Mitgliedstaaten 
beantragten Mengen und einer Reserve, das 
im Kontingentscheinverfahren zu verwalten 
ist; 

d) Aussetzung des Zollsatzes auf 2% ab 1. Ja- 
nuar 1975; 

e) ab 1973 jährliche Prüfung der Möglichkeit, 
den Zollsatz für eine unbegrenzte Zeitdauer 
vollständig auszusetzen. 


Für raffiniertes Blei: 

a) So bald als möglich und spätestens am 1. Ja- 
nuar 1974 wird der derzeitige spezifische 
Zollsatz von 1,32 RE/100 kg in einen Wert- 
zoll von 4,5 °/o mit einer Erhebung von min- 
destens 1,1 RE/100 kg umgewandelt; 

b) für das Jahr 1971 wird ein zollfreies Gemein- 
schaftszollkontingent eröffnet; die noch zu 
bestimmende Menge dieses Kontingents wird 
ab 1. Januar 1972 bis zu einer ebenfalls noch 
für das Jahr 1977 zu bestimmenden Menge 
„linear” abgebaut und das Kontingent wird 
am Ende der Übergangszeit vollständig auf- 
gehoben (die Quote der Niederlande sollte 
sich im ursprünglichen Kontingent auf 20 000 
Tonnen und in dem für 1977 zu eröffnenden 
Kontingent auf 10 000 Tonnen belaufen); 


c) neue Prüfung der Lage vor Aufhebung des 
Kontingents, um gegebenenfalls zu beschlie- 
ßen, daß der Zollsatz in begrenztem Umfang 
herabgesetzt wird (mit einer Erhebung von 
mindestens 1,1 RE/ 100 kg), da in jedem Fall 
ein Schutz für die Schmelzereien in der Ge- 
meinschaft beibehalten werden müßte. 

Für Rohzink: 

Einführung eines degressiven Gemeinschaftszoll- 
kontingents („lineare" Abnahme) vorbehaltlich 
der in bezug auf die Menge und die Aufteilung 
festzulegenden Modalitäten. 

2. Die Kommission stellt fest, daß die für 1971 an- 
genommene Lösung, selbst wenn sie nicht voll- 
ständig dem Gemeinschaftscharakter der zu er- 
öffnenden Kontingente entspricht, die einzige 
war, die es ermöglicht, gegenüber den früheren 
rein nationalen Gegebenheiten Fortschritte im 
Sinne einer Gemeinschaftslösung zu erzielen. 
Überdies wurde ihrer Auffassung nach die Auf- 
teilung der Kontingente auf nationaler Basis 
durch die Einführung einer Gemeinschaftsreserve 
und durch den freien Verkehr der im Rahmen 
der zu eröffnenden Zollkontingente eingeführten 
Waren korrigiert; für diese Zollkontingente ist 
im übrigen bereits im Hinblick auf spätere 
Lösungen mit echtem Gemeinschaftscharakter 
ein Zeitpunkt festgelegt bzw. in Aussicht genom- 
men worden. Das ist der Grund, warum die bei- 
gefügten Verordnungsentwürfe über die für 1972 
vorgesehenen Kontingente sich weitgehend auf 
die für 1971 beschlossenen Lösungen betreffend 
die Bedingungen, die Eröffnung, Aufteilung und 
einheitliche Verwaltung stützen. 

Aus den gleichen Gründen glaubt die Kommis- 
sion sich der auf Sachverständigenebene erziel- 
ten Übereinkunft anschließen zu können, den 
Mitgliedstaaten die Freiheit zu belassen, ihre 
Anrechnungen auf die Kontingentsmengen für 
raffiniertes Blei und für Zink bestimmter Quali- 
täten und bestimmter Verwendungszwecke dieser 
Metalle zu begrenzen. Allein diese Lösung er- 
möglichte es, die Kontingentsmengen auf einen 
beiderseitig als vernünftig erachteten Stand zu 
begrenzen, so daß von der rein nationalen Phase 
zu einer stärker gemeinschaftsbetonten Phase 
übergegangen werden konnte. 


*) Der Gemeinsame Zolltarif sieht für diese Tarifstelle 
einen autonomen Zollsatz von 4,5 % und einen ver- 
tragsmäßigen Zollsatz von 1,32 RE/100 kg vor. 
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